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ASYLPOLITIK

Mit beklemmender Effizienz
Am 1.  März startet das neue Asylverfahren. Geflüchtete werden in einem geschlossenen System isoliert.  
Unterstützung und Widerstand sind dann so schwierig wie nie zuvor.

VON NOËMI LANDOLT UND KASPAR SURBER

«Enfilade» heisst der Bau aus Holz, der eine 
stressfreie Atmosphäre vermitteln will. In der 
Visualisierung des Architekturbüros sitzt ein 
Paar lässig auf der Veranda und blickt auf ei­
nen Dorfplatz. Es sieht aus wie in den Ferien, 
bloss liegt nebenan das Regionalgefängnis 
mit seinen Ausschaffungszellen. Die Enfila­
de in Altstätten im St. Galler Rheintal wird 
eines der sechs Bundeszentren sein, in denen 
in der Schweiz künftig Asylverfahren durch­
geführt werden: mit 390  Schlafplätzen für 
Geflüchtete und 106 Bürotischen für die Ver­
waltung und RechtsvertreterInnen. 2023 soll 
das Zentrum seinen Betrieb aufnehmen.

In der ganzen Schweiz herrscht derzeit 
Baufieber. In achtzehn Städten und Ortschaf­
ten werden neue Asylzentren erstellt oder 
bestehende erweitert. Im solothurnischen 
Flumenthal etwa, zwischen Autobahn und 
Abwasseranlage, entsteht ein «Ausreisezen­
trum» für Asylsuchende, die nach einem ne­
gativen Entscheid das Land verlassen müssen. 
Hier gibt es keinen Neubau, bis im Herbst 
werden Container einer früheren Rehabili­
tationsklinik aufeinandergetürmt. Bereits 
in Betrieb ist ein «Besonderes Zentrum» für 
«renitente» Asylsuchende. In Les Verrières 
NE an der französischen Grenze konnte der 
Bund dafür ein Sportzentrum erwerben.

Am 1.  März tritt das neue Asylgesetz in 
Kraft. Es bringt eine Neustrukturierung des 
Asylwesens mit sich. Im Sommer 2016 hat 
die Stimmbevölkerung mit 67  Prozent da­
für gestimmt. Architektin des Gesetzes war 
SP-Bundesrätin Simonetta Sommaruga. Das 
Hauptziel besteht darin, die Asylverfahren 
zu beschleunigen. Auch wenn Anfang März 
vieles erst provisorisch anläuft, ist absehbar: 
Die neuen Bauten und Verordnungen fügen 
sich zu einem in sich geschlossenen System. 
Anwältinnen und Unterstützer von Geflüch­
teten sind besorgt: Bleibt tatsächlich genug 
Zeit für die Verfahren? Ist überhaupt noch 
ein Kontakt zu den Asylsuchenden möglich?

Streng getaktet

Schneller, effizienter, billiger. Die Verheis­
sungen der kapitalistischen Warenproduk­
tion klingen besonders verstörend, wenn 
es um Menschen geht. In einer Darstellung 
des neu strukturierten Asylverfahrens des 
Staatssekretariats für Migration (SEM) glei­
tet eine Familie (Mama, Papa, Kind) wie auf 
dem Laufband erst auf dicken, dann auf 

schmalen Pfeilen durch den Asylprozess. 
Biegt der Pfeil rechts ab, bedeutet das «Rück­
kehr», was in den meisten Fällen ein freund­
licheres Wort für Ausschaffung ist.

Im neuen Regime soll ein Asylverfah­
ren streng getaktet noch maximal 140 Tage 
dauern. In diesem Zeitraum werden die 
Asylsuchenden in einem Bundeszentrum 
untergebracht sein und bei einem Negativ­
entscheid praktischerweise gerade auch von 
dort ausgeschafft, oder wie es in den Fakten­
blättern des SEM im Stakkato heisst: «Rück­
führung direkt ab Bundesasylzentrum».

Die Befragungen und die Rechtsberatung 
finden ebenfalls im Zentrum statt, wobei die 
Asylsuchenden vom ersten Tag an eine kos­
tenlose Rechtsberatung erhalten. Die Rechts­
beraterInnen werden mit Fallpauschalen ent­
schädigt. Die Aufträge werden in sechs neuen 
«Asylregionen» verteilt: Ostschweiz, Nord­
westschweiz, Westschweiz, Tes­
sin und Zentralschweiz,  Bern 
und Zürich. Fürs Erste gehen 
sie an Hilfswerke: ans Heks, 
ans Arbeiterhilfswerk, an die 
Caritas, die Berner Rechtsbe­
ratungsstelle für Menschen in 
Not und SOS Ticino.

Falls zusätzliche Abklärun­
gen getroffen werden müssen, 
werden die Asylsuchenden im 
Rahmen eines erweiterten Ver­
fahrens einem Kanton zugeteilt. 
Dieses erweiterte Verfahren soll 
binnen eines Jahres abgeschlossen sein, «ein­
schliesslich des Vollzugs einer allfälligen 
Wegweisung». Mit dem neuen Verfahren 
werden deutlich mehr Asylsuchende in der 
Obhut des Bundes bleiben. In einem Modell 
rechnet das SEM vor, dass bei 24 000 Asyl­
suchenden pro Jahr bisher 11 000 in die Kan­
tone kamen, was knapp der Hälfte entspricht. 
Künftig sollen es noch 3000 sein.

Das SEM hat das neue Verfahren in vier 
Testbetrieben ausprobiert, unter anderem 
in Zürich. Es rühmt sich damit, dass die be­
schleunigten Entscheide auf mehr Akzeptanz 
stossen, weil dagegen weniger Beschwerden 
eingehen. Dazu prophezeit es einen «deut­
lichen Rückgang des Nothilfebezugs». Auf 
Nachfrage begründet das SEM-Sprecher Lu­
kas Rieder so: «Der Testbetrieb hat gezeigt, 
dass rund dreissig Prozent mehr Menschen 
freiwillig nach Hause reisen. Ergo wird es 
weniger Menschen geben, die sich weigern, 

nach einem negativen Entscheid ohne vorläu­
fige Aufnahme heimzukehren, ergo werden 
weniger Menschen Nothilfe beziehen.»

Was das SEM weniger offensiv kommu­
niziert: dass 23  Prozent aller Personen im 
Testbetrieb während des Verfahrens unter­
getaucht sind.

Nicht um diesen Preis

Die Beschleunigung der Asylverfahren wäre 
an sich nichts Schlechtes. Das jahrelange 
Warten auf den Asylentscheid ist zermürbend 
und wirkt sich langfristig auch auf die Integ­
ration im Ankunftsland aus. So sieht es auch 
die Berner Fürsprecherin Laura Rossi, die im 
Vorstand der Demokratischen Juristinnen 
und Juristen sitzt: Mit anderen AnwältInnen 
hat sie erst im November einen Brief ans SEM 
geschickt, in dem sie fordern, dass es nicht 

länger jene Gesuche auf die lan­
ge Bank schiebt, die Chancen 
auf Bewilligung haben. In der 
Antwort verteidigt das SEM sei­
ne Praxis der «Priorisierung»: 
Jene, die eh nicht bleiben dürfen, 
sollen so schnell wie möglich 
ausgeschafft werden. «Wir ver­
muten, dass das SEM einen Pull-
Effekt verhindern will», sagt 
Rossi. «Meine Klientinnen und 
Klienten aus Syrien und Afgha­
nistan warten oft drei Jahre auf 
ihren Entscheid. Obwohl klar 

ist, dass sie auf jeden Fall zumindest vorläu­
fig aufgenommen werden.»

Rossi bleibt skeptisch, ob sich mit dem 
neuen Verfahren etwas an der Politik des 
SEM ändert. Sie befürchtet, dass die gut do­
kumentierten Fälle ins erweiterte Verfah­
ren abgeschoben werden – also wieder jene, 
die gute Chancen auf Asyl haben. Die ver­
anschlagte Dauer eines Jahres für das erwei­
terte Verfahren findet Rossi vom Ansatz her 
vernünftig: «Ich glaube jedoch nicht, dass 
die Verfahren tatsächlich in dieser Zeit ab­
gewickelt werden.»

Kritik übt sie vor allem an den verkürz­
ten Rekursfristen: «Die Umstrukturierung 
lief unter dem Vorwand der Beschleuni­
gung, in Wahrheit ist es jedoch ein Abbau 
des Rechtsschutzes.» Galt bisher bei einem 
negativen Entscheid eine Rekursfrist von 
dreissig Tagen, sind es nun nur noch zehn 
Tage – sehr wenig Zeit, um einen fundierten 

Rekurs zu schreiben und neue Beweismittel 
aufzutreiben. Hinzu kommt, dass die Rechts­
vertreterInnen gesetzlich verpflichtet sind, 
ihr Mandat niederzulegen, wenn ihnen eine 
Beschwerde aussichtslos erscheint.

«Wir haben viele solche Fälle aus dem 
Testbetrieb erhalten. Zum Teil geben die 
Rechtsvertreter ihren MandantInnen unsere 
Adressen, damit sie sich bei uns melden 
können», sagt Samuel Häberli von der Frei­
platzaktion Zürich. Immer wieder gelangt 
die Rechtsberatungsstelle mit Beschwerden 
von Asylsuchenden aus dem Testzentrum 
ans Bundesverwaltungsgericht, die von die­
sem nicht als aussichtslos eingestuft werden. 
«Die Rechtsvertretung im Testzentrum in 
Zürich leistet grundsätzlich gute Arbeit. Vor 
allem, wenn es sich um gut dokumentierte 
Fälle mit hohen Chancen auf ein Bleiberecht 
handelt, legen sie sich richtig ins Zeug», sagt 
Häberli. Seien die Einschätzungen aber auf­
wendiger, fielen die Gesuche schnell unter 
den Tisch. «Die Rechtsvertreter setzen sich 
oft zu wenig engagiert für ihre Mandanten 
ein. Zudem werden zu wenige Beschwerden 
gemacht, weil man kein Risiko eingehen will. 
Doch wenn man nie eines eingeht, verändert 
man auch die Rechtsprechung nicht.»

Legt ein Anwalt sein Mandat nach einem 
negativen Entscheid nieder, muss der oder 
die Asylsuchende in kürzester Zeit eine neue 
Rechtsvertretung finden, die innert zehn Ta­
gen eine Beschwerde schreibt. «Die Taktung 
der neuen Verfahren ist ein riesiger Stress 
für alle Beteiligten», sagt Häberli. «Immer 
wieder müssen etwa psychiatrische Berich­
te eingeholt werden. Doch eine fundierte 
Diagnose braucht oft mehr Zeit, als das SEM 
zugesteht.» Ganz abgesehen davon, dass vor 
allem traumatisierte Menschen in einem ge­
takteten Verfahren oft nicht die Möglichkeit 
haben, ihre Geschichte stringent zu erzäh­
len, weshalb sie oft als unglaubhaft gelten.

Die Freiplatzaktion Zürich hat die Ein­
führung des neuen Asylregimes zum Anlass 
genommen, ein Manifest der aktivistischen 
Rechtsarbeit zu verfassen: Sie setzt sich un­
ter anderem dafür ein, dass Asylsuchende 
mit ihren Anliegen auf jeden Fall an die Be­
hörden gelangen können, selbst wenn diese 
aussichtslos scheinen.

Die Frage, wie die Zivilgesellschaft Zu­
tritt zu den Bundeszentren finden kann, 
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In der Darstellung 
des SEM gleitet 
eine Familie 
wie auf dem  
Laufband durch 
den Asylprozess.


